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Aus Lesbarkeitsgründen wird im nachfolgenden Text auf die verschiedene Ansprechweisen, 
sei es divers, männlich oder weiblich, verzichtet. Alle Formulierungen sprechen 
gleichermaßen alle Geschlechter an. 

 
1. Einleitung und Beweggrund 

 
In Österreich gibt es viele Fernwärmeunternehmen, die Kunden mit Wärme versorgen. Die 
Unternehmen legen großen Wert auf Integrität, faire Geschäftspraktiken und die 
Einhaltung aller gesetzlichen Vorschriften; dies mit dem Ziel, in einer vertrauensvollen 
Geschäftsbeziehung zu ihren Kunden und Geschäftspartnern zu stehen. 

Den Unternehmen der Fernwärmebranche sind transparente Verträge für den jeweiligen 
Vertragspartner, Nachvollziehbarkeit bei Preisen und Abrechnungen sowie klare Regeln für 
ihre Geschäftstätigkeit ein wichtiges Anliegen. 

Dieser Leitfaden stellt unter Punkt 3 die Versorgung mit Fernwärme, die allgemein üblichen 
Praktiken in der Fernwärmebranche in Bezug auf die Gestaltung und Abwicklung von 
Wärmelieferverträgen, die Preis- und Abrechnungsmodalitäten sowie die 
Geschäftsbeziehung zwischen Fernwärmeunternehmen und ihren Kunden dar. Dabei wird 
auch die übliche Mitwirkung der Kunden dargestellt. 

Die Versorgung mit Fernwärme von der Erzeugung bis zur Abgabe an die Endkunden ist in 
viele Gesetze eingebettet, deren Einhaltung oberstes Prinzip ist und die sich auch in den 
verfolgten Praktiken widerspiegeln. Jedes Unternehmen ist für die Ausgestaltung der 
Geschäftsbeziehung selbst verantwortlich. Unterschiedliche Voraussetzungen und 
Rahmenbedingungen der Unternehmen führen zu unterschiedlichen Modellen der 
Fernwärmeversorgung. 

Der Fachverband der Gas- und Wärmeversorgungsunternehmungen als gesetzliche 
Interessenvertretung der Fernwärmebranche hat im Rahmen seiner Aufgaben auf dieser 
Grundlage unter Berücksichtigung der Besonderheiten der Fernwärmebranche und der 
Unterschiede ihrer Unternehmen diesen Leitfaden erstellt, um ihn seinen Mitgliedern als 
unverbindliche Informationsgrundlage zur Verfügung zu stellen. Gleichzeitig stellt dieser 
Leitfaden eine Orientierung für fairen Wettbewerb und gesetzmäßiges sowie transparentes 
Handeln dar. Der Leitfaden dient auch allen Dritten als Information über die Standards und 
die Geschäftspraxis der Fernwärmebranche in Österreich. 

Punkt 4 dieses Leitfadens enthält für jene Unternehmen, die ihn unterzeichnen, einen 
freiwilligen Verhaltenskodex und somit eine Vorgehensweise für fairen Wettbewerb und 
gesetzmäßiges sowie transparentes Handeln. Die Unterzeichnung dieses Verhaltenskodex 
durch die Mitglieder des Fachverbands der Gas- und Wärmeversorgungsunternehmungen 
ist freiwillig; eine Beeinflussung ihres Wettbewerbs soll nicht erfolgen. Mit der 
Unterzeichnung dieses Verhaltenskodex erklären die Mitglieder auch, dass der 
Verhaltenskodex auf ihren Wettbewerb keinen Einfluss haben wird. 

Der Kodex richtet sich an alle Unternehmen, die Fernwärme unmittelbar oder mittelbar 
(etwa über Hausverwaltungen) an Kunden abgeben. 
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2. Begriffsdefinitionen 
 

„Endkunden“ bezeichnet im Sinne des HeizKG diejenigen, die ein mit Wärme oder Kälte 
versorgtes Nutzungsobjekt entweder als Eigentümer oder Fruchtnießer des Gebäudes oder 
als Wohnungseigentümer nutzen. Mieter einer (Eigentums-) Wohnung sind dann 
Endkunden, wenn sie mit dem Abgeber im Sinne des HeizKG einen Wärmeliefervertrag 
abgeschlossen haben. Endkunden im Sinne dieses Kodex sind nur Verbraucher gemäß § 1 
KSchG. 

 
„Fernwärme“ ist die Verteilung thermischer Energie in Form von Dampf oder 
Flüssigkeiten von zentralen oder dezentralen Produktionsquellen über ein Netz an Gebäude 
zur Nutzung von Raumwärme, Warmwasser oder einer Kombination davon; Fernwärme 
hat zumindest der Versorgung von zwei unabhängigen Gebäuden auf zwei getrennten 
Liegenschaften zu dienen und wird überwiegend zum Fremdverkauf verwendet. 

 
„Fernwärmeerzeugungsanlagen“ sind jene Anlagen, die Wärme in ein Fernwärmenetz 
einspeisen. Diese Anlagen können dem Fernwärmeunternehmen oder Dritten, die Wärme 
ins Fernwärmenetz einspeisen, gehören. Fernwärmeerzeugungsanlagen können auch auf 
der Liegenschaft von Kunden betrieben werden. 

 
„Fernwärmeübergabestation“ bezeichnet die Einrichtung, an der die Übergabe der 
Wärme an den Kunden stattfindet. Die Übergabestation kann aus mehreren Komponenten 
(z.B. Wärmetauscher, Regulierventil, Wärmezähler) bestehen. 

 
„Fernwärmeübergabestelle“ bezeichnet jene vertraglich vereinbarte Stelle, an der die 
Wärme an den Kunden übergeben wird. Im Nahbereich der Übergabestelle findet auch die 
zentrale Wärmemessung der an das Gebäude übergebenen Fernwärme statt, soweit diese 
notwendig ist. 

„Fernwärmeunternehmen“ sind jene Unternehmen, die Wärme erzeugen oder von 
Dritten Wärme abnehmen, zu den Gebäuden transportieren, und auf Basis eines 
Wärmeliefervertrags Kunden übergeben. 

 
„Fremdverkauf“ bezeichnet die entgeltliche Lieferung von Wärme an nicht 
unternehmensrechtlich verbundene Unternehmen oder Konsumenten. 

 
„Heiz- und Kältekostenabrechnungsgesetz“ („HeizKG“) ist die gesetzliche Grundlage 
für die Aufteilung der Kosten für die Versorgung mit Wärme und Kälte in Gebäuden und 
wirtschaftlichen Einheiten mit mindestens vier Nutzungsobjekten sowie für die Abrechnung 
der Versorgungskosten, soweit die Voraussetzungen für dessen Anwendung erfüllt sind. 

 
„Contractor“ ist derjenige, der Wärme vom Erzeuger übernimmt oder selbst eine Anlage 
betreibt und Wärme an Endkunden auf Basis eines Wärmeliefervertrags weitergibt. 
Contractoren können Wärme in dezentralen Anlagen im Gebäude erzeugen oder 
Fernwärme von Fernwärmeunternehmen beziehen und gegebenenfalls mit eigenen 
Anlagen ergänzen. 

 
„Kunden“ sind natürliche oder juristische Personen, die entweder Unternehmer im Sinne 
des § 1 Abs 1 Z 1 iVm § 1 Abs 2 KSchG oder Verbraucher im Sinne des § 1 Abs 1 Z 2 
KSchG sind und als Vertragspartner der Fernwärmeunternehmen auftreten, in welcher 
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Funktion sie Wärme von diesen auf Basis eines Wärmeliefervertrags beziehen. Kunden 
können ihrerseits Abgeber an andere Kunden oder Endkunden sein. Es können 
insbesondere unternehmerisch tätige Kunden, Endkunden, Hausverwaltungen, 
Gebäudeeigentümer, Kontraktoren oder Abrechnungsunternehmen Wärme vom 
Fernwärmeunternehmen beziehen. 

 
„Leistungsgrenze“ bezeichnet die Grenze, bis zu der vom Fernwärmeunternehmen die 
Errichtungstätigkeiten vorgenommen werden. Die Leistungsgrenze wird vertraglich 
festgelegt. Es sind unterschiedliche synonyme Begriffe in Verwendung (zB Liefergrenze). 

 
„Nahwärme“ ist ein Begriff, der verwendet wird, um kleinere Fernwärmesysteme zu 
adressieren. Nahwärme wird im Sinne des Leitfadens nicht getrennt verwendet und ist 
daher vom Fernwärmebegriff mit umfasst. 

 
„Nutzungsobjekt“ ist eine einzelne Einheit wie eine Wohnung oder ein getrennter Teil 
eines Bürogebäudes, in dem die Wärme genutzt wird. 

 
„Abgeber“ ist im Heiz- und Kältekostenabrechnungsgesetz (HeizKG) definiert und 
bezeichnet denjenigen, der eine gemeinsame Versorgungsanlage im eigenen Namen 
betreibt und Wärme oder Kälte unmittelbar an Abnehmer (im Sinne des § 2 Z 4 HeizKG) 
oder Wärme oder Kälte vom Erzeuger übernimmt und im eigenen Namen an Abnehmer (im 
Sinne des § 2 Z 4 HeizKG) weitergibt. Abgeber können somit insbesondere 
Fernwärmeversorgungsunternehmen, Gebäudeeigentümer inklusive 
Eigentümergemeinschaften und Contractoren sein, wenn sie die Wärme oder Kälte im 
Sinne dieser Definition an die Abnehmer (im Sinne des § 2 Z 4 HeizKG) weitergeben. Wenn 
sich Gebäudeeigentümer für die Abwicklung einer Hausverwaltung oder eines Dienstleisters 
bedienen (welche die Wärme jedoch nicht im eigenen Namen an Endkunden weitergeben), 
bleiben sie dennoch Abgeber im Sinn des HeizKG. 

 
3. Grundlagen und Praxis der Fernwärmeversorgung 

 
Das Kapitel „Grundlagen und Praxis der Fernwärmeversorgung“ stellt die allgemein 
üblichen Praktiken in der Fernwärmebranche in Bezug auf die Gestaltung und Abwicklung 
von Wärmelieferverträgen, die Preis- und Abrechnungsmodalitäten sowie die 
Geschäftsbeziehung zwischen Fernwärmeunternehmen und ihren Kunden dar. Zum 
besseren Verständnis werden vorab die technischen Grundlagen betreffend die 
Wärmeerzeugung, -abgabe und -verteilung dargestellt. Dieses Kapitel dient somit der 
allgemeinen Information über die Fernwärmebranche. 

 
3.1. Fernwärme als umweltfreundliche Wärmeversorgung 

 
3.1.1. Erzeugung 

 
Die Wärmequellen der Fernwärme sind sehr vielseitig und in jedem bestehenden oder neu 
errichteten System einzigartig in ihrer Zusammensetzung. Typische Wärmequellen sind 
Biomasseheizwerke oder hocheffiziente Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen (KWK), 
thermische Solaranlagen, thermische Abfallverwertungsanlagen, Geothermie, 
Wärmepumpen, Abwärme aus industriellen gewerblichen Produktionsanlagen und 
Abwärme aus anderen Prozessen. Für die Ausfallsreserve und Spitzenlastabdeckung auch 
Heizkessel. 
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Der Anteil der erneuerbaren Fernwärmeerzeugung in Österreich beträgt über 56% 
(letztverfügbarer Datenstand: 2024) und wird weiter ausgebaut. Wie hoch der Anteil der 
klimaneutralen Wärme des einzelnen Fernwärmesystems ist, hängt von den lokalen 
Gegebenheiten ab. Im Sinne des Klimaneutralitätsziels in Österreich ist es auch für die 
Fernwärmebetreiber wichtig, dass das jeweilige Fernwärmesystem entweder schon 
klimaneutral ist, oder es konkrete Pläne gibt, eine schrittweise Dekarbonisierung zu 
erreichen. 

 
Die verfügbaren Wärmequellen entwickeln sich ständig weiter. So werden insbesondere 
Tiefen-Geothermie, oberflächennahe Geothermie, Abwärme- und Umweltwärmenutzungen 
mit Wärmepumpen ständig ausgebaut; sie komplettieren die klimaneutralen 
Wärmeversorgungsmöglichkeiten. Als Quellen für Wärmepumpen kommen dabei Abwärme 
oder Umweltwärme (z.B. aus Rechenzentren, Gewerbe und Industrie oder auch aus der 
Kühlung) zum Einsatz. Fernwärme bindet auch zunehmend lokale Wärmequellen in 
Gebäude mit ein und sorgt für eine optimale Nutzung der Energie. 

 
Um den Kunden transparent zu vermitteln, wie die Wärme gewonnen wird, können 
Fernwärmeunternehmen die Zusammensetzung in den Kategorien „erneuerbare Wärme“, 
„Abwärme“, „Wärme aus KWK“, „Wärme aus fossilen Brennstoffen“ auf den Rechnungen 
angeben. Basis der Meldung bildet das Erneuerbaren-Ausbau-Gesetz. 

 
3.1.2. Fernwärmenetz 

 
Fernwärme wird in der Regel durch unterirdische, gedämmte Rohrleitungssysteme zu den 
versorgten Gebäuden transportiert. Aus den Wärmeerzeugungsanlagen wird die 
Fernwärme in der Regel in Form von warmem Wasser in das Fernwärmenetz eingespeist 
und zu den Übergabepunkten der Kunden geliefert, von wo aus die Wärme über das 
gebäudeinterne System bis in die einzelnen Nutzungsobjekte verteilt wird. 

 
Fernwärme läuft über einen geschlossenen Heizkreislauf. Nach der Abgabe der Wärme wird 
das abgekühlte Wasser zurück zu den Wärmeerzeugungsanlagen geleitet (Rücklauf), wo 
es abermals erwärmt und danach wieder in das Fernwärmenetz eingespeist wird. 

 
Um Wärmequellen wie Wärmepumpen oder oberflächennahe Geothermie-Quellen optimal 
einbinden zu können, werden auch zunehmend Niedertemperatursysteme zur Verteilung 
eingesetzt und Betonkernspeicher im Boden errichtet. Damit wird Wärme im Sommer 
eingespeichert und im Winter nutzbar gemacht. Die Nutzbarmachung im Gebäude erfolgt 
durch eine lokale Wärmepumpe, die als Teil des Fernwärmesystems im Gebäude situiert 
werden kann. 

 
Fernwärme gibt es in allen österreichischen Bundesländern, wobei der Umfang der 
Versorgung mit Fernwärme unterschiedlich ist. Der Anteil der Versorgung mit Fernwärme 
ist vor allem in Ballungsräumen hoch. Einen Überblick über die im Fachverband Gas Wärme 
befindlichen Fernwärmeunternehmen findet man auf www.gaswaerme.at. 
 

http://www.gaswaerme.at/
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3.1.3. Schematische Darstellung von Fernwärmeerzeugung, Fernwärmenetz und 
Wärmeabgabe 

 
 

 
Im Folgenden werden mögliche Schnittstellen und unterschiedliche Kundenbegriffe anhand 
von Wohnhäusern aufgezeigt. 

 
Das Fernwärmeunternehmen errichtet den Fernwärmeanschluss, die Fernwärmenetze und 
teilweise auch die Fernwärmeübergabestation und Kundenanlagen, soweit dies vertraglich 
vereinbart ist („Leistungsgrenze“ oder ähnlicher Begriff). Ab dem Zeitpunkt der 
Inbetriebnahme liefert und misst das Fernwärmeunternehmen die Fernwärme bis zum 
vereinbarten Übergabepunkt („Liefergrenze“ oder ähnlicher Begriff). Diese Liefergrenze 
kann an der Liegenschaftsgrenze, am Gebäudeeintritt oder auch bei der einzelnen 
Nutzungseinheit liegen. 

 
Fernwärmeunternehmern schließen mit dem Eigentümer des Gebäudes oder dem 
Contractor, der seinerseits einen Vertrag mit dem Gebäudeeigentümer hat, einen Vertrag, 
da diese entscheiden, wie das Gebäude mit Wärme versorgt wird. In diesen Verträgen 
werden die relevanten Themen wie Anschluss, Liefer-, Leistungsgrenzen, Zutritte, 
Kündigungsmöglichkeiten, Qualität der Fernwärmelieferung, Preisgestaltung, etc. geregelt. 
Gebäudeeigentümer sind damit jedenfalls Kunden von Fernwärmeunternehmen. 

 
Bei Häusern mit mehreren Nutzungsobjekten wird die Wärme über die Kundenanlage und 
die Verteilleitungen im Gebäude an die einzelnen Nutzungsobjekte geliefert. Die 
Eigentümer der Nutzungsobjekte sind damit in der Regel gleichzeitig die Kunden, wobei 
aber auch andere Eigentumskonstellationen denkbar sein könnten. Diese Wärmeaufteilung 
kann das Fernwärmeunternehmen oder der Gebäudeeigentümer bzw. Contractor oder 
eigens darauf ausgerichtete Abrechnungsunternehmen im Auftrag dieser durchführen. Die 
Gesetze, Normen und Bedingungen der Abgabe an Endkunden sind für alle Abgeber gleich. 



7  

Der Eigentümer der versorgten Nutzungseinheit kann damit Kunde des 
Gebäudeeigentümers, Contractors oder Fernwärmeunternehmens sein. 

 
Somit gibt es unter anderem folgende (häufige) Konstellationen: 

 
a) Das Fernwärmeunternehmen schließt mit jedem Wohnungseigentümer als Endkunden 

einen Direktvertrag ab, teilt die Kosten auf und rechnet mit jedem Endkunden direkt 
ab. In diesem Fall ist das Fernwärmeunternehmen der Abgeber gemäß HeizKG. 

 
b) Das Fernwärmeunternehmen hat einen Vertrag mit dem Gebäudeeigentümer, schließt 

zusätzlich mit jedem Endkunden eine Vereinbarung ab, und übernimmt die Aufteilung 
der Wärme auf die Endkunden gemäß HeizKG (rechnet mit jedem Endkunden direkt 
ab). Das Fernwärmeunternehmen kann in diesem Fall als Abgeber im Sinn des HeizKG 
auftreten. 

 
c) Das Fernwärmeunternehmen hat einen Vertrag mit dem Gebäudeeigentümer oder 

Contractor. Der Gebäudeeigentümer oder Contractor ist ein Abgeber gemäß HeizKG. 
Der Abgeber nimmt die Aufteilung von Wärmekosten auf die Endkunden vor und 
erbringt dabei je nach Vertrag auch Dienstleistungen wie Messung, Wartung von 
Anlagenteilen etc. 

 
d) Abgeber können einen Dienstleister mit der Aufteilung der Kosten und der 

Durchführung der Abrechnung beauftragen, ohne dass dadurch die Eigenschaft als 
Abgeber iSd HeizKG auf den Dienstleister übergehen würde. 

 
e) Erfolgt die Ermittlung des Wärme- bzw. Kälteverbrauchs für jeden Kunden getrennt 

ohne Kostenaufteilung, ist das HeizKG nicht anwendbar. 

 
3.2. Grundsätze der Geschäftstätigkeit 

 
Für Fernwärmeunternehmen sind die folgenden Grundsätze, nach denen sie ihre 
Geschäftstätigkeit üblicherweise ausüben, wesentlich: 

 
• Integrität im Umgang mit Kunden, Lieferanten und Geschäftspartnern 

• korrektes und faires Verhalten im Wettbewerb 

• transparente Verträge, Preise und Abrechnungen 

• Berücksichtigung sozialer und nachhaltiger Aspekte zu den ökonomischen 
Gesichtspunkten 

• Übernahme einer regionalen Verantwortung als Infrastrukturanbieter 

• Gewährleistung einer hohen Versorgungssicherheit und technischer Standards 

• nachhaltiges unternehmerisches Handeln 
• Steigerung der Energieeffizienz in Energieumwandlung, Transport und 

Raumwärmeanwendung 

• Beitrag zur Umsetzung der Klimaziele in der Raumwärme 

• Schutz der anvertrauten Daten 
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• Einhaltung aller Gesetze sowie relevanter Richtlinien und Vorschriften 

 
3.3. Vertragsabschluss 

 
Um Fernwärme beziehen zu können, schließen Kunden mit Fernwärmeunternehmen 
(Liefer- bzw. Bezugs-) Verträge ab. Diese Verträge über den Anschluss eines Gebäudes 
schließt in der Regel der Gebäudeeigentümer ab. Für diese Verträge sind folgende 
Regelungen üblich: 

1. Wärmelieferverträge werden typischerweise langfristig abgeschlossen, wobei sowohl 
das Fernwärmeunternehmen als auch die Kunden für einen bestimmten Zeitraum nach 
Vertragsbeginn auf eine Kündigung verzichten, da mit dem Anschluss an das 
Fernwärmenetz (meist hohe) Investitionen verbunden sind. 

2. Kunden, die Verbraucher sind, haben unter den Voraussetzungen des § 15 KSchG 
zudem bei unbefristeten Energielieferverträgen sowie bei Energielieferverträgen mit 
einer ein Jahr übersteigenden Dauer das gesetzlich eingeräumte Recht, solche 
Verträge unter Einhaltung einer zweimonatigen Frist zum Ablauf des ersten Jahres, 
nachher zum Ablauf eines halben Jahres zu kündigen. Sind mit einem Vertrag jedoch 
erhebliche Aufwendungen für das Fernwärmeunternehmen (wie etwa 
Investitionskosten) verbunden und wird der Kunde auf diesen Umstand bei 
Vertragsabschluss hingewiesen, können längere, den Umständen angemessene 
Mindestvertragsdauern vereinbart werden. So stellt beispielsweise die Vereinbarung 
einer längeren Kündigungsfrist oder die Abgabe eines Kündigungsverzichts des 
Kunden für einen befristeten Zeitraum nach Vertragsabschluss eine zulässige 
Möglichkeit zur Absicherung des initialen Investments dar. Unter Umständen kann 
auch ein angemessener Investitionskostenersatz bei Vertragsbeendigung vor Ablauf 
der Mindestvertragslaufzeit vereinbart werden. 

3. Tritt anstelle des bisherigen Kunden ein anderer Kunde als neuer Eigentümer oder 
Mieter des versorgten Gebäudes in den Wärmeliefervertrag ein, bzw. schließt dieser 
einen neuen Wärmeliefervertrag ab, stimmen die Fernwärmeunternehmen in der 
Regel dem Wechsel des Vertragspartners auch ohne Einhaltung der Kündigungsfrist 
zu, falls ununterbrochen ein Wärmeliefervertrag für das versorgte Gebäude aufrecht 
ist, und es keine sachlichen Gründe gegen die Vertragsübernahme durch den neuen 
Kunden gibt. 

4. Ist der Kunde Eigentümer des mit Wärme versorgten Gebäudes, ist er nach den 
Wärmelieferverträgen üblicherweise verpflichtet, das Fernwärmeunternehmen über 
eine Veräußerung des versorgten Gebäudes zu informieren. Erfolgt die Veräußerung 
während eines Zeitraums, in dem der Kunde den Wärmeliefervertrag nicht kündigen 
kann, ist der Kunde, sofern er Unternehmer im Sinne des § 1 Abs 1 Z 1 iVm § 1 Abs 2 
KSchG ist, nach dem Wärmeliefervertrag üblicherweise verpflichtet, mit dem 
Erwerber des Gebäudes den Eintritt in den Wärmeliefervertrag zu vereinbaren. 
Kunden, die Verbraucher im Sinne des § 1 Abs 1 Z 2 KSchG sind, sollten angehalten 
werden, mit dem Erwerber des Gebäudes den Eintritt in den Wärmeliefervertrag zu 
vereinbaren. Auf diese Verpflichtung sollten solche Kunden mit der gebotenen 
Deutlichkeit hingewiesen werden. 

5. Die Verträge zwischen den Fernwärmeunternehmen und ihren Kunden werden 
schriftlich abgeschlossen Nimmt der Kunde die Leistungen des 
Fernwärmeunternehmens an und bezahlt das Entgelt ohne das Vertragsdokument zu 
unterfertigen, ist von einem konkludenten Vertragsabschluss auszugehen; dies sollte 
das Fernwärmeunternehmen dokumentieren (zB durch ein Schreiben an den 
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Kunden). Die Dokumentation des (allenfalls konkludenten) Vertragsschlusses kann 
durch ein Papierdokument oder elektronisch (etwa in Form eines Pdf-Dokuments) 
erfolgen; dies ist auch beim Abschluss auf elektronischem Weg und im Rahmen des 
Fernabsatzes üblich. 

6. Fernwärmeunternehmen stellen jedem Kunden bei Vertragsabschluss die dem Vertrag 
zugrunde liegenden Versorgungsbedingungen (AGB), ein Preisblatt oder eine sonstige 
Unterlage mit den Preisen, falls die Preise im Wärmeliefervertrag nicht mit ihren 
Beträgen genannt sind, Informationen zur Preisanpassung und „Technische 
Richtlinien“ unentgeltlich auf Papier oder elektronisch (etwa in Form eines Pdf- 
Dokuments) zur Verfügung. 

7. Verträge werden ohne jede Diskriminierung mit Personen, welche nach objektivierten 
Kriterien (zum Beispiel der Bonität, technischen und wirtschaftlichen 
Anschlussmöglichkeiten, ausreichender Kapazität der Fernwärmeversorgung, 
Berücksichtigung der jeweils aktuell gültigen Förderbedingungen, etc.) die 
Voraussetzungen für einen Vertragsabschluss erfüllen, abgeschlossen. 

8. Allgemeine Versorgungsbedingungen und/oder „Technische Richtlinien“ sind 
Bestandteil der Fernwärmeverträge. Diese stehen den Kunden vor Vertragsabschluss 
zur Verfügung; ihre Geltung wird bei Abschluss der Fernwärmeverträge zwischen dem 
Fernwärmeunternehmen und den Kunden vereinbart. 

9. Für den Anschluss eines Gebäudes kann ein „Anschlusskostenbeitrag“ (auch 
Investitionskostenzuschuss oder Baukostenzuschuss) mit den Kunden vereinbart 
werden. Dieser deckt anteilig die Kosten für die Errichtung der Fernwärmeanlagen zum 
Anschluss des Gebäudes an das Fernwärmenetz. Die Höhe kann sich nach den örtlichen 
Gegebenheiten des einzelnen Anschlusses richten oder auch als Pauschale, 
unabhängig von örtlichen Gegebenheiten, verrechnet werden. Betreffend den 
Anschlusskostenbeitrag wird bzw. kann den Kunden eine separate Rechnung 
übermittelt werden. 

Falls die Verrechnung über mehrere Jahre in (gleichen oder unterschiedlich hohen) 
Teilbeträgen erfolgt, wird der jeweilige Teilbetrag für den Anschlusskostenbeitrag als 
eigene Position in der Rechnung ausgewiesen oder mittels separater Rechnung 
übermittelt. 

Darüber hinaus können auch je nach vertraglich vereinbarten Errichtungsleistungen 
Entgelte für die Errichtung der „Fernwärmeübergabestation“ oder anderer 
gebäudeseitiger Anlagenteile mittels separater Rechnung in Rechnung gestellt 
werden. 

10. Fernwärmeunternehmen stellen insbesondere für Verträge, die mit Kunden 
geschlossen werden, Informationen in Anlehnung an Punkt 4.4. zur Verfügung. 

 
3.4. Preisgestaltung und Tarifmodelle 

 
Die Preisgestaltung erfolgt durch jedes Fernwärmeunternehmen selbstständig und 
individuell. 

Die Fernwärmeunternehmen vereinbaren die Preise mit ihren Kunden im 
Wärmeliefervertrag in transparenter Weise. Die Vereinbarung erfolgt vielfach durch die 
vereinbarte Geltung eines Preisblatts und einer vertraglich vereinbarten Wertsicherung 
bzw. einem Preisbestimmungsmodus. 
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Auf Preise, die gemäß dem Preisgesetz eingereicht und als Höchstpreis mit einem 
Preisbescheid genehmigt werden, werden die Kunden üblicherweise hingewiesen. 

In der Praxis werden in der Fernwärmeversorgung unterschiedliche Preismodelle 
vereinbart; klargestellt wird, dass die nachfolgenden Preismodelle nicht von jedem 
Fernwärmeunternehmen verwendet werden müssen und auch andere Gestaltungsformen 
gebräuchlich sind. Fernwärmeunternehmen achten darauf, Preisvereinbarungen mit 
Kunden nachvollziehbar zu gestalten. Häufig sind Preismodelle, welche in der Regel, aber 
nicht abschließend, die folgenden Entgeltkomponenten enthalten.: 

• Der „Grundpreis“ (Leistungspreis) ist das Entgelt für die Bereitstellung der 
Wärme. Er richtet sich meist nach der vertraglich vereinbarten 
Leistungsbemessungsgröße (z.B. Heizlast, Verrechnungsanschlusswert, beheizbare 
Nutzfläche, Pauschale) des mit Fernwärme versorgten Gebäudes. Der Grundpreis 
ist ein fixer Bestandteil des Wärmepreises; er ist unabhängig davon zu bezahlen, 
ob Fernwärme verbraucht wird. Je nach Fernwärmeunternehmen sind vom 
Grundpreis verschiedene Leistungen gedeckt, unter anderem die Bereitstellung der 
Wärme. Häufig gedeckte Leistungen sind darüber hinaus alle Kosten im 
Zuständigkeitsbereich des Fernwärmeunternehmens, die mit dem (24 Stunden) 
Störungsdienst, Behebung von Störungen, Reparaturen, Beseitigung von 
Verschmutzungen, Entlüftung, zur Verfügung Stellung der Erzeugungs- und 
Transportanlagen, Personalkosten für den Betrieb und Wartung der Netze und 
Anlagen verbunden sind. Werden seitens der Fernwärmeunternehmen Investitionen 
übernommen, welche nicht im „Anschlusskostenbeitrag“ berücksichtigt sind, so 
können diese bei Vorliegen einer vertraglichen Vereinbarung und Erfüllung der 
notwendigen gesetzlichen Voraussetzungen mittels eines weiteren Grundpreises  
verrechnet werden. 

 
• Der „Arbeitspreis“ (Energiepreis, Verbrauchspreis) ist das Entgelt für die 

tatsächliche Belieferung mit Wärme und wird auf die Wärmelieferung bezogen. Der 
Arbeitspreis wird in der Regel in ct/kWh oder €/MWh angegeben. Es gibt auch 
Preismodelle, die nur den Arbeitspreis als Entgelt enthalten; bei diesen werden auch 
alle anderen Komponenten mit dem Arbeitspreis gedeckt. 

 
• Der „Messpreis“ oder „Zählermiete“ stellt eine Preiskomponente dar und deckt in 

der Regel den Aufwand für die Bereitstellung, Ablesung, Wartung, Instandhaltung 
und Eichung der Wärmezähler. 
Die Vereinbarung der Entgelte enthält auch die Liefer- oder Leistungsgrenze, weil 
der Wärmepreis für die Übergabe an der Übergabestelle an das Gebäude oder an 
der Übergabestelle in der Nutzungseinheit gelten kann. Auch der Messpreis kann 
sich auf eine Hauptzählung (Übergabestelle an das Gebäude) oder auf eine 
Einzelzählung (Übergabestelle des einzelnen Nutzungsobjektes) beziehen. 

 
• Kosten für sonstige Leistungen (etwa „Dienstleistungskosten“, „Kosten für 

Nebenleistungen“ oder „Serviceentgelt“) sind das Entgelt für technische oder 
kaufmännische Leistungen wie z.B. für erweiterte Datenbringung oder Wartung von 
Fernwärme- oder Kundenanlagen. Voraussetzung ist, dass diese Leistungen bereits 
vertraglich hinreichend konkret festgelegt sind und nicht bereits durch andere 
Entgeltkomponenten abdeckt werden.  
 

• Steuern und Abgaben sind in der jeweiligen gesetzlichen Höhe 
vereinbarungsgemäß von den Kunden zu tragen. Dabei werden vom 
Fernwärmeunternehmen beispielsweise Abgaben wie Energieabgaben, CO2- Preis, 
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Emissionshandelskosten, Kosten für Zertifikate bzw. Zertifikatehandel, Kosten für 
den Nachweis von Primärenergiefaktoren, Kosten, Ausgleichsbeträge, etc. gemäß 
Erneuerbares-Gas-Gesetz (EGG), Kosten im Zusammenhang mit Netznutzung und 
Netzbereitstellung, Gebühren für die Nutzung des Grunds für Leitungen sowie 
Kosten (wie z.B. Fondskosten, Ausgleichbeträge und/oder in diesem 
Zusammenhang stehende Abgaben, etc.) gemäß Bundes-Energieeffizienzgesetz 
(EEffG), für Ausschreibungsmaßnahmen oder für die zu entrichtenden 
Ausgleichsbeträge, je nach Anfall auf die Kunden aufgeteilt und abgeführt. 

Die Fernwärmeunternehmen vereinbaren üblicherweise eine Wertsicherung der 
vereinbarten Entgelte, wobei meist eine Bindung an einen Preisindikator oder an einen 
Referenzwert, der mit mehreren Preisindikatoren berechnet wird, vereinbart wird. In 
anderen Fällen kann das Entgelt für die Fernwärmeversorgung durch einen behördlichen 
Preisbescheid reglementiert sein. 

 
3.5. Qualität der Fernwärme, Unterbrechungen, Zutrittsrecht und 

Anlagenkontrolle 
 
Die Festlegung, in welcher Form die Wärme geliefert wird, ist insbesondere für die 
Ausgestaltung der hausseitigen Anlagenteile entscheidend. Regelungen zur Qualität der 
Fernwärme, Unterbrechungen der Wärmelieferung und auch notwendige Zutrittsrechte 
sind meist im Vertrag mit den Gebäudeeigentümern enthalten und häufig auch Teil der 
technischen Richtlinien. Üblich sind folgende Regelungen: 

• Fernwärmeunternehmen liefern den Kunden (Fern-)Wärme in der vereinbarten 
Form, insbesondere mit der vereinbarten Vorlauftemperatur. Da die Temperaturen 
nach Jahreszeiten, Außentemperatur und anderen Parametern variieren können, 
verstehen sich die festgelegte Vorlauftemperatur (abhängig vom 
Fernwärmesystem) als Mindesttemperatur und die Rücklauftemperatur (hängt von 
der Kundenanlage ab) als maximale Temperatur, wobei diese Temperaturen 
innerhalb der technisch üblichen Bandbreite schwanken können. 

• Die benötigte Leistung hängt in erster Linie vom Gebäude ab, und ist vom 
Gebäudeeigentümer als Teil der Bestellung des Fernwärmeanschlusses festzulegen. 
Sofern vertraglich nichts Abweichendes festgelegt wird, ist das 
Fernwärmeunternehmen üblicherweise nicht verpflichtet, die Angaben des 
Gebäudeeigentümers zur benötigten Leistung zu überprüfen. 

• Die Leistung von Fernwärme versteht sich als maximale Leistung, die bei 
bestimmten Auslegungspunkten, welche von den Fernwärmeunternehmen zu 
definieren sind, zur Verfügung gestellt wird. Dabei ist die maximale Leistung in der 
Regel so ausgelegt, dass Wohnräume auch am statistisch kältesten Tag des Jahres 
erwärmt werden können, und die Warmwasserbereitung erfolgen kann. Die 
benötigte maximale Leistung wird auf Basis der technischen 
Auslegungsbedingungen des Fernwärmeunternehmens in der Verantwortung der 
Kunden ermittelt. 

Die lieferbare Leistung ist mit Temperatur und verfügbarer Wassermenge in einem 
physikalischen Zusammenhang und über die Steuerung dieser Parameter regelbar. 
Wenn Leistungswerte vereinbart sind, werden diese in der Regel in folgender Form 
geregelt bzw. eingestellt: 

o Einstellung der Wassermenge; in Kombination mit der vereinbarten 
Temperaturdifferenz ist die zur Verfügung gestellte Leistung begrenzt; der 
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Volumenstrom wird mittels Volumenstrombegrenzer statisch oder variabel 
eingestellt. 

o Im Fall von Festlegungen von Anschlüssen der zu versorgenden Gebäudeteile in 
Form von m² sorgt der Abgeber für eine ausreichende Leistung gemäß den 
Angaben des Gebäudeeigentümers. 

• Die Fernwärmeunternehmen stellen Wärme im vereinbarten Umfang an der 
Übergabestelle zur Verfügung, soweit und solange sie nicht an der Erzeugung, dem 
Bezug oder der Leitung des Wärmeträgers durch höhere Gewalt oder sonstige 
Umstände, deren Beseitigung technisch nicht möglich ist, gehindert sind. 

• In der Praxis wird jede Unterbrechung der Wärmelieferung in angemessener Zeit 
von den Fernwärmeunternehmen behoben, soweit dies unter Berücksichtigung der 
zur Verfügung stehenden Mitarbeiter, der technischen Ausrüstung und der 
Ersatzteile möglich ist. 

• In der Regel informieren die Fernwärmeunternehmen vorab ihre Kunden bei einer 
nicht nur für eine kurze Dauer beabsichtigten Unterbrechung der Versorgung 
rechtzeitig in geeigneter Weise. Die Pflicht zur Benachrichtigung entfällt nach den 
Wärmelieferverträgen meist dann, wenn die Benachrichtigung 

o nach den Umständen nicht rechtzeitig möglich ist, oder 

o die Beseitigung von bereits eingetretenen Unterbrechungen verzögern würde. 

• Es ist erforderlich, dass Fernwärmeunternehmen Zutritt zu den mit Fernwärme 
versorgten Gebäuden und zu den Liegenschaften, auf denen sich die Gebäude 
befinden, haben, um die Versorgungsanlagen wie etwa Hausanschlüsse, Haus- und 
Übergabestationen, Wärmemengenzähler und Wärmetauscher zu kontrollieren, und 
Arbeiten an diesen durchzuführen. 

• Mit dem Erfordernis des beschriebenen Zutritts korrespondiert die Notwendigkeit, dass 
die Kunden diesen Zutritt ermöglichen. Fernwärmenternehmen vereinbaren daher in 
den Wärmelieferverträgen, dass die Kunden nach vorheriger Benachrichtigung den 
Mitarbeitern und Beauftragten des Fernwärmeunternehmens Zutritt zu ihren Gebäuden 
und Räumen gewähren, soweit dieser für Arbeiten, für die Prüfung der technischen 
Einrichtungen oder für die Ablesung erforderlich ist. 

• Befinden sich Fernwärmeerzeugungsanlagen wie Wärmepumpen im Gebäude, werden 
diese Anlagen spezifiziert und gegebenenfalls notwendige Vereinbarungen mit dem 
Gebäudeeigentümer geschlossen, damit die Anlagen installiert und betrieben werden 
können. 

• Falls Kunden die Hausanlagen selbst betreiben und die Fernwärme an einem 
Hausanschluss übergeben wird, vereinbaren die Fernwärmeunternehmen die 
technischen Anforderungen wie Temperatur und Druck bei der Übergabe und beim 
Rücklauf. Der Betrieb der Hausanlagen und die technische Verantwortung für diese 
obliegt in diesen Fällen den Kunden; allerdings wird auch in diesen Fällen üblicherweise 
das Recht der Fernwärmeunternehmen zur Kontrolle der Hausanlagen und zu einer 
technischen Abnahme vor der Inbetriebsetzung vereinbart, um sicherzustellen, dass 
die Hausanlagen die technischen Vorgaben für den Anschluss an das Fernwärmenetz 
erfüllen, und der Betrieb des Fernwärmenetzes nicht beeinträchtigt wird. 
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3.6. Anschluss und Grundstücksbenutzung 

 
• Um die Kunden mit Wärme versorgen zu können, müssen die Fernwärmeunternehmen 

ein Fernwärmenetz errichten; die Leitungen und Anlagen müssen großteils auf 
Liegenschaften, welche Dritten gehören, errichtet werden. Die 
Fernwärmeunternehmen benützen Liegenschaften für ihr Fernwärmenetz und für die 
Versorgung ihrer Kunden grundsätzlich nur nach Abschluss einer Vereinbarung mit 
dem Liegenschaftseigentümer, deren Gegenstand meist eine im Grundbuch 
einverleibte Servitut ist, oder nach Erlangung einer öffentlich-rechtlichen Bewilligung, 
falls eine Gebietskörperschaft Liegenschaftseigentümer ist. 

• Für Zwecke der örtlichen Fernwärmeversorgung vereinbaren die 
Fernwärmeunternehmen mit den jeweiligen Liegenschaftseigentümern meist 

o das Recht zum Verlegen von Leitungen zur Zu- und Fortleitung der Fernwärme zur 
Versorgung von Gebäuden auf anderen Liegenschaften, und 

o das Recht zur Errichtung und zum Betrieb von Anlagen zur Versorgung von 
Gebäuden auf anderen Liegenschaften. 

Diese Rechte werden in der Regel mit entsprechenden grundbücherlichen 
Dienstbarkeiten vereinbart, können aber auch als obligatorische Bestandrechte 
vereinbart werden. 

• Fernwärmeunternehmen benützen die Liegenschaften der Kunden bzw. der 
Eigentümer beim Verlegen von Leitungen zur Zu- und Fortleitung von Fernwärme 
sowie der Errichtung sonstiger Verteilungsanlagen nur im erforderlichen Ausmaß, und 
behandeln diese möglichst schonend. 

• Fernwärmeunternehmen können für Leitungen zur Versorgung Dritter (also von 
Kunden auf anderen Liegenschaften, die mit Leitungen über die Liegenschaft des 
Kunden versorgt werden) mit den Kunden als Liegenschaftseigentümer sowie 
sonstigen Liegenschaftseigentümern meist eine Umlegung der Leitungen und 
Einrichtungen, falls diese an der geplanten bzw. an der bisherigen Stelle für die Kunden 
bzw. Liegenschaftseigentümer nicht mehr zumutbar sind, etwa wenn bauliche 
Maßnahmen ohne Umlegung nicht umgesetzt werden könnten, vereinbaren. 

• Der Anschluss an die Fernwärme erfolgt generell nach Abschluss eines schriftlichen 
Vertrags zwischen dem Fernwärmeunternehmen und den Kunden. Die Zustimmung 
des Liegenschafts- bzw. Gebäudeeigentümers ist üblicherweise von den Kunden 
beizubringen, falls diese erforderlich ist. 

• Es ist in der Branche üblich, dass in die Verträge zwischen den Fernwärmeunternehmen 
und den Kunden oder Liegenschafts- bzw. Gebäudeeigentümers Regelungen über die 
Vorgehensweise bei Störungen und Beschädigungen des Hausanschlusses (z.B. bei 
Leckagen in Leitungen) sowie bei Unterbrechungen der Wärmeversorgung 
aufgenommen werden. 

• Die Anlage der Kunden wird grundsätzlich vom jeweiligen Fernwärmeunternehmen 
oder dessen Beauftragten (nach Maßgabe der vertraglichen Vereinbarungen) an das 
Verteilungsnetz angeschlossen und in Betrieb gesetzt. 

• Soweit die Wärmeversorgung auch mit Anlagen der Kunden erfolgt, oder die Kunden 
Aufgaben im Rahmen der Wärmeversorgung übernehmen (etwa den Betrieb einer 
Hausanlage), teilen die Fernwärmeunternehmen den Kunden die technischen 
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Informationen mit, soweit dies erforderlich ist. 

• Hausanschlüsse (direkte Zuleitung vom Hauptnetz zum Gebäude) gehören 
üblicherweise bis zur Leistungsgrenze zu den Betriebsanlagen des 
Fernwärmeunternehmens und stehen in dessen Eigentum, es sei denn, dass eine 
abweichende Vereinbarung getroffen worden ist. Hausanschlüsse werden bis zur 
Leistungsgrenze von Fernwärmeunternehmen hergestellt, unterhalten, erneuert, 
geändert, abgetrennt und beseitigt; üblicher Weise müssen die Kunden die baulichen 
Voraussetzungen für die Errichtung des Hausanschlusses schaffen. 

• Fernwärmeunternehmen vereinbaren mit den Kunden üblicher Weise, dass diese 
Beschädigung des Hausanschlusses, Lecks von Leitungen sowie sonstige Störungen 
melden. 

• Die Kunden stellen nach Maßgabe der vertraglichen Vereinbarungen – in aller Regel 
unentgeltlich – einen geeigneten Raum oder Platz zur Unterbringung von Mess-, Regel- 
und Absperreinrichtungen, Umformerstationen und weiteren technischen 
Einrichtungen zur Verfügung, damit die Versorgung möglich ist. Es ist üblich, dass die 
Kunden die Kosten des Stroms für den Betrieb dieser Anlagen und Einrichtungen 
tragen. 

 
3.7. Kundenanlagen 

 
• Manche Kunden betreiben die der Station zur Übergabe der Fernwärme nachgelagerten 

Anlagen (Kundenanlage) zur Verteilung der Wärme im Gebäude selbst; diese Anlagen 
fallen in den Verantwortungsbereich der Kunden. Üblicherweise vereinbaren die 
Fernwärmeunternehmen mit den Kunden Regelungen für die technischen Vorgaben an 
die Errichtung, Erweiterung, Änderung, Unterhaltung und Betrieb der Kundenanlagen. 

• Kundenanlagen sind von den Kunden so zu betreiben, dass Störungen des 
Netzbetriebs, anderer Kunden und störende Rückwirkungen auf Einrichtungen des 
Fernwärmeversorgungsunternehmens oder Dritter ausgeschlossen sind. Für die 
ordnungsgemäße Errichtung, Erweiterung, Änderung, Unterhaltung und Betrieb der 
Kundenanlage sind die Kunden verantwortlich. Üblicherweise vereinbaren die 
Fernwärmeunternehmen mit den Kunden Regelungen für den Betrieb. 

• Fernwärmeunternehmen sind in der Praxis aufgrund einer entsprechenden 
Vereinbarung mit den Kunden üblicherweise berechtigt, die Kundenanlagen 
einschließlich deren Errichtung und Betrieb zu überwachen, und die Kundenanlagen 
vor deren Anschluss an die Übergabestation zu prüfen. 

• Erweiterungen und Änderungen der Kundenanlagen sowie die Verwendung 
zusätzlicher Verbrauchseinrichtungen sind dem Fernwärmeunternehmen meist 
vereinbarungsgemäß mitzuteilen, soweit sich dadurch preisliche Bemessungsgrößen 
ändern oder sich die vorzuhaltende Leistung erhöht. 

• Anlagenteile, die sich vor den Messeinrichtungen befinden, können plombiert werden. 
Auch Anlagenteile, die zur Kundenanlage gehören, können unter Plombenverschluss 
genommen werden, um eine einwandfreie Messung zu gewährleisten. In der Praxis 
wird dies von den Fernwärmeunternehmen auf Basis einer entsprechenden 
Vereinbarung mit den Kunden veranlasst. Üblicherweise informieren die 
Fernwärmeunternehmen ihre Kunden über die Möglichkeit von Plombierungen, damit 
die Kunden über solche Maßnahmen für eine einwandfreie Messung entscheiden und 
mit dem Fernwärmeunternehmen vereinbaren. 
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• Es ist üblich, dass Fernwärmeunternehmen ihren Kunden eine schriftliche Information 
mit den Kontaktdaten des Störungsdienstes zur Verfügung stellen, damit sie diesen im 
Falle einer Störung der Wärmeversorgung zu deren Behebung kontaktieren können. 
Üblicherweise werden solche Informationen auch vom Gebäudeeigentümer zur 
Verfügung gestellt, wenn dieser die Kundenanlage betreibt. 

• Fernwärmeunternehmen können weitere technische Anforderungen an den 
Hausanschluss und andere Anlagenteile sowie an den Betrieb der Anlage festlegen und 
mit den Kunden vereinbaren, soweit dies aus Gründen der sicheren und störungsfreien 
Versorgung, insbesondere im Hinblick auf die Erfordernisse des Verteilungsnetzes und 
der Erzeugungsanlagen, notwendig ist. 

• Fernwärmeunternehmen verwenden üblicherweise nur Materialien und Geräte, die zum 
Zeitpunkt des Einbaus dem aktuellen Stand der Technik entsprechen, und die über alle 
erforderlichen Zulassungen und Kennzeichnungen verfügen. 

• Es ist branchenüblich, dass die Fernwärmeunternehmen die in ihrem Eigentum 
stehenden Anlagen auf ihre eigenen Kosten in Betrieb setzen und warten. 

• Manche Fernwärmeunternehmen schließen mit ihren Kunden einen Servicevertrag, 
dessen Gegenstand die Überprüfung, die Wartung und/oder die Reparatur der im 
Eigentum der Kunden stehenden Anlagen ist. Solche Verträge enthalten üblicherweise 
auch Regelungen für die Durchführung der Arbeiten, für die erforderlichen 
Mitwirkungspflichten der Kunden, für den Zutritt zur Anlage sowie für das Vorgehen 
bei Gefahr in Verzug. 

• Das Fernwärmeunternehmen ist nach den Verträgen mit den Kunden über deren 
Anlagen üblicherweise berechtigt, die Kundenanlagen vor und nach ihrer 
Inbetriebsetzung zu überprüfen. 

• Werden Mängel festgestellt, welche die Sicherheit gefährden oder erhebliche 
Störungen erwarten lassen, ist das Fernwärmeunternehmen nach den Verträgen mit 
den Kunden über deren Anlagen üblicherweise berechtigt, den Anschluss oder die 
Versorgung zu verweigern; bei Gefahr für Leib oder Leben ist es hierzu üblicherweise 
verpflichtet. 

• Kundenanlagen sind üblicherweise – sofern vertraglich nichts Anderes festgelegt ist – 
durch deren Eigentümer in allen Teilen der durch sie versorgten Liegenschaft in einem 
solchen Zustand zu erhalten, zu warten und zu betreiben, dass ein nach Art und Zweck 
der Anlage unnötiger Energieverbrauch vermieden wird. 

 
3.8. Verbrauchsermittlung 

 
Die gelieferte Wärmemenge an das Gebäude wird an der Leistungsgrenze mit geeichten 
Wärmezählern gemessen. Ausnahmen bilden Gebäude mit einer Messung und Verrechnung 
direkt je Nutzungseinheit, da bei diesen die Wärmemenge direkt ermittelt wird und eine 
Gesamtmessung damit nicht zwingend erforderlich ist. 

 
3.9. Maßnahmen gegen unrechtmäßige Entnahme 

 
Es ist üblich, dass Fernwärmeunternehmen Maßnahmen treffen, welche die unrechtmäßige 
Entnahme von Wärme feststellen und unterbinden (vor allem für Fälle der Umgehung oder 
Beeinflussung der Messeinrichtungen). Die von den Fernwärmeunternehmen mit ihren 
Kunden abgeschlossenen Wärmelieferverträgen enthalten daher meist Regelungen über 
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die Rechtsfolgen und Sanktionen bei Fällen unrechtmäßiger Entnahme von Wärme, 
insbesondere das Recht zur Sperre. 

 
3.10. Transparenz von Fernwärme und Konsumentenschutz 

 
Es ist üblich, dass die Kunden vom Fernwärmeunternehmen vor Vertragsabschluss über 
alle wesentlichen Punkte des Wärmeliefervertrags informiert werden. Es ist dabei Praxis, 
dass einige Fernwärmeunternehmen interessierten Kunden die Verträge mit den 
Geschäftsbedingungen und Informationen zu den Preisen vorab zur Verfügung stellen. 
Fernwärmeunternehmen haben meist auch eine Kundenberatungsstelle und/oder eine 
telefonische Servicestelle, bei der sich interessierte Kunden vor Abschluss eines 
Wärmeliefervertrages informieren können. 

Es ist Praxis, dass Fernwärmeunternehmen in ihre Rechnungen alle Informationen 
aufnehmen, die erforderlich sind, damit die Kunden die Rechnung prüfen können. In die 
Rechnungen werden insbesondere die vom HeizKG vorgeschriebenen Informationen 
aufgenommen, falls dieses anzuwenden ist. 

Abgeber mit mehr als 20 Abnehmern melden die für die Lieferung von Wärme zur 
Anwendung kommenden Tarife einmal jährlich an den zuständigen Bundesminister bzw. 
die zuständige Bundesministerin. Dabei werden die in den Tarifen enthaltenen 
Preiskomponenten (Arbeitspreis, Grundpreis und Messpreis), einmalige Gebühren für den 
Anschluss oder die Montage, für die Abschaltung und Wiederinbetriebnahme, Kosten der 
Verbrauchserfassung und der Erstellung von Abrechnungen sowie Mahnspesen getrennt 
dargestellt. Zur Anwendung kommende Preisgleitklauseln und darin bezogene Indizes 
werden ebenso getrennt ausgewiesen. 

Die Fernwärmeunternehmen und alle anderen Abgeber stellen die aktiven Tarife unter 
https://waermepreise.at/ (Tarifübersicht – Wärme- und Kältetarife)zur Verfügung, sofern 
sie hierzu eine gesetzliche Verpflichtung trifft. 

Falls im Zuge der laufenden Abrechnungsperiode vorhersehbar ist, dass alle oder ein großer 
Teil der Kunden am Ende der Abrechnungsperiode einen Betrag werden zahlen müssen, 
der viel höher oder niedriger als die Summe der laufend bezahlten Teilbeträge ist (etwa 
bei Preisanpassungen), erhöhen oder senken Fernwärmeunternehmen in der Praxis die von 
den Kunden laufend bezahlten Teilbeträge. Alternativ steht es den Fernwärmeunternehmen 
frei, ihren Kunden die Möglichkeit zu geben, aktiv von sich aus Anpassungen der 
Teilzahlungsbeträge vorzunehmen. Voraussetzung ist, dass die Unternehmen ein solches 
Anpassungsrecht mit ihren Kunden explizit vereinbart haben. 

Fernwärmeunternehmen vereinbaren meist auch mit einzelnen Kunden über deren 
begründetes Ersuchen die Änderung der laufend bezahlten Teilbeträge, damit deren 
Summe dem voraussichtlichen Betrag der Abrechnungsperiode (der Jahresabrechnung) 
möglichst nahekommt, falls der Grund für den Kundenwunsch die Anpassung sachlich 
rechtfertigt und einen abweichenden Betrag für die Abrechnungsperiode erwarten lässt. 

Falls die Jahresabrechnung zu einer Nachzahlung der Kunden führt, sind 
Fernwärmeunternehmen grundsätzlich bereit, mit ihren Kunden eine Vereinbarung über 
die Zahlung des Rückstands und der laufend fällig werdenden Beträge zu schließen, um die 
Abschaltung der Wärmeversorgung zu vermeiden, falls eine realistische Chance besteht, 
dass die Kunden ihre vereinbarten Zahlungsverpflichtungen (laufende Beträge und 
Begleichung des Rückstands) erfüllen können und werden. Der Abschluss und der Inhalt 
einer solchen Vereinbarung ist jedoch stets eine Einzelfallentscheidung und hängt von der 
konkreten Situation ab. Fernwärmeunternehmen bieten (insbesondere für Kunden, die 

https://waermepreise.at/
https://waermepreise.at/tarifuebersicht/#/
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Verbraucher im Sinne des § 1 Abs 1 Z 2 KSchG sind) in der Regel Ratenvereinbarungen 
mit bis zu 12 Monaten Laufzeit an. 

Zur Vermeidung bzw. zur Beilegung von Streitigkeiten ist gesetzlich die 
Verbraucherschlichtungsstelle zuständig. In einzelnen Bundesländern können sich Kunden 
auch an die Schlichtungsstellen der Statutarstädte oder an die Landesarbeiterkammern 
wenden. Weiters haben viele Fernwärmeunternehmen eigene Beschwerdestellen oder 
Schlichtungsstellen eingerichtet. 

 
4. Kodex für Unternehmen die Fernwärme abgeben 

 
Den Fernwärmeunternehmen ist es ein wesentliches Anliegen, sich selbst klare Regeln zu 
geben, und die Grundsätze für die Beziehung zu ihren Kunden transparent zu 
kommunizieren. Es sollen insbesondere Inhalt und Abwicklung der Wärmelieferverträge, 
die Preisstruktur und die Abrechnungen transparent und nachvollziehbar für Endkunden 
gestaltet sein. Neben dem ersten Teil (Punkt 3), der eine informative Darstellung der 
Versorgung mit Fernwärme und der Fernwärmebranche darstellt, bietet der 
gegenständliche Punkt 4 den Unternehmen die Möglichkeit einer freiwilligen Selbstbindung. 
Unternehmen, die Fernwärme abgeben, können sich freiwillig diesem Punkt 4 unterwerfen 
und sich dadurch zur Einhaltung der in diesem Punkt 4 enthaltenen Vorgaben für ihr 
Verhältnis zu ihren Endkunden und für ihre Geschäftstätigkeit bekennen. 

 
Der Kodex richtet sich an alle Unternehmen, die Fernwärme unmittelbar oder mittelbar an 
Endkunden abgeben, sodass insbesondere auch Contractoren und sonstige Abgeber erfasst 
sind. 

 
4.1. Fairer Wettbewerb 

 
Die Unternehmen bekennen und verpflichten sich zu einem fairen Wettbewerb. Absprachen 
jeglicher Art mit Mitbewerbern werden abgelehnt. 

Die Unternehmen werden dafür Sorge tragen, dass ihre Mitarbeiter mit Mitbewerbern keine 
Absprachen (insbesondere keine Preisabsprachen) treffen. 

Die Unternehmen verpflichten sich, keine unfairen Geschäftspraktiken anzuwenden. 
 
Die Unternehmen halten sich an die Compliance-Regeln im Unternehmen; diese werden in 
der Regel auf der Internetseite der Unternehmen veröffentlicht. 

 
4.2. Einhaltung aller Gesetze und Compliance 

 
Die Unternehmen bekennen sich dazu, alle Gesetze sowie alle sonstigen für ihre 
Geschäftstätigkeit verbindlichen Vorgaben und Vorschriften, wie sie etwa in Verordnungen 
oder Bescheiden enthalten sind, einzuhalten. Sie lehnen Korruption sowie Diskriminierung 
jeglicher Art ab. 

 
Die Unternehmen stellen durch Vorgaben an ihre Mitarbeiter, durch strukturierte Prozesse 
sowie durch Kontrollverfahren im Sinne einer effektiven Compliance die Einhaltung aller 
Vorschriften für ihre Geschäftstätigkeit sicher. 
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4.3. Vertragsabschluss 
 
Verträge und Vereinbarungen zwischen den Unternehmen und ihren Kunden werden 
schriftlich geschlossen oder schriftlich in einem den Endkunden zur Verfügung gestellten 
Dokument dokumentiert. 

 
Die Unternehmen werden Verträge ohne jede Diskriminierung mit Personen schließen, 
welche nach objektiven Kriterien die Voraussetzungen für einen Vertragsabschluss erfüllen. 
Objektive Kriterien, welche die Verweigerung eines Vertragsabschlusses rechtfertigen, sind 
beispielsweise die Unwirtschaftlichkeit des Anschlusses, oder die Gefahr der 
Uneinbringlichkeit von Forderungen gegenüber der Person. Von einer Uneinbringlichkeit 
von Forderungen ist insbesondere auszugehen, wenn das Fernwärmeunternehmen bereits 
in der Vergangenheit erfolglos versucht hat, Zahlungen bei der interessierten Person 
einbringlich zu machen, wenn über die interessierte Person ein Insolvenzverfahren eröffnet 
wurde oder eröffnet zu werden droht, wenn offenkundige Zahlungsunfähigkeit über das 
Vermögen der interessierten Person iSd § 49a EO vorliegt, wenn eine wahrscheinliche 
Insolvenz über das Vermögen der interessierten Person iSd § 6 Abs 2 ReO vorliegt, oder 
wenn eine bei einer Auskunftsagentur (zB KSV 1870) eingeholte Bonitätsauskunft über die 
interessierte Person offenkundig negativ ausfällt. 

 
Unabhängig von den Regelungen über den Vertragsabschluss und über die Information der 
Endkunden bei Vertragsabschluss werden die Unternehmen alle anwendbaren gesetzlichen 
Regelungen in diesem Zusammenhang einhalten, insbesondere die 
Verbraucherschutzbestimmungen. 

 
4.4. Information der Endkunden bei Vertragsabschluss 

 
Die Unternehmen stellen jedem Kunden anlässlich des Vertragsabschlusses von sich aus 
den Wärmeliefervertrag und die dem Wärmeliefervertrag zugrunde liegenden 
Versorgungsbedingungen (Allgemeine Geschäftsbedingungen und/oder technische 
Anschlussbedingungen) sowie eine Übersicht der vereinbarten Preise (Preisblatt oder 
sonstige Unterlage, soweit die Preise im Wärmeliefervertrag nicht ohnehin detailliert mit 
den aktuellen Beträgen angegeben sind) unentgeltlich auf Papier oder einem anderen 
dauerhaften Datenträger (etwa elektronisch in Form eines Pdf-Dokuments) zur Verfügung. 

 
Bei einem Vertragsabschluss im Fernabsatz – das heißt, ohne gleichzeitige körperliche 
Anwesenheit eines Vertreters des Unternehmens und des Endkunden – werden die 
Unternehmen den Endkunden vor Vertragsabschluss auch die vorvertraglichen 
Informationen nach Maßgabe der Bestimmungen des FAGG auf Papier oder, sofern der 
Endkunde zustimmt, auf einem anderen dauerhaften Datenträger (etwa elektronisch in 
Form eines Pdf-Dokuments) bereitstellen. 

 
Die Kunde wird, sofern er Verbraucher im Sinne des § 1 Abs 1 Z 2 KSchG ist, vor bzw. bei 
Vertragsabschluss über allenfalls bestehende Rücktrittsrechte informiert, insbesondere 
über die Rücktrittsrechte gemäß § 3 KSchG oder § 11 FAGG, sofern die Voraussetzungen 
für das Bestehen der Rücktrittsrechte gegeben sind. 

 
Des Weiteren sollen jene Informationen einfach für Kunden zugänglich gemacht werden, 
die erforderlich sind, um vor Abschluss eines Wärmeliefervertrages ein transparentes Bild 
zur Person des Vertragspartners und den Konditionen der Belieferung zu bekommen. 
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4.5. Preisgestaltung 

 
Die Preise werden mit den Endkunden im Vertrag klar und nachvollziehbar vereinbart, was 
auch durch die vereinbarte Geltung eines Preisblatts erfolgen kann. Bestehen 
Preisbeschränkungen, etwa durch einen Preisbescheid gemäß Preisgesetz, werden die 
Unternehmen ihre Endkunden darauf hinweisen. 

 
Die Preisgestaltung bleibt jedem Unternehmen überlassen. Die Unternehmen sprechen sich 
ausdrücklich gegen jegliche Preisabsprache sowie gegen jede gemeinsame oder 
abgestimmte Vorgehensweise bei Preisanpassungen aus. Erläuterungen zu 
Preisbestandteilen siehe 3.4. 
 
4.6. Preisanpassung 

 
Die Unternehmen verpflichten sich, Preisanpassungen mit Kunden, die Verbraucher im 
Sinne des § 1 Abs 1 Z 2 KSchG sind, wie folgt zu gestalten: 

1. Das Unternehmen hat die auf das Unternehmen anwendbaren, nach dem Preisgesetz 
erlassenen Verordnungen und Bescheide mit den darin geregelten Tarif- und 
Preisvorgaben, auch bei Preisanpassungen zu beachten. 

2. Ergibt sich die Preisanpassung nicht aus einem Preisbescheid, werden die 
Preisanpassungen und deren Voraussetzungen in den Wärmelieferverträgen 
transparent vereinbart. Im Verhältnis zu Kunden, die Verbraucher im Sinne des § 1 
Abs 1 Z 2 KSchG sind, entspricht die Anpassungsvereinbarung § 6 Abs 1 Z 5 KSchG. 
Eine Preisanpassungsvereinbarung sieht dabei unter denselben Voraussetzungen 
sowohl Preissenkungen als auch Preiserhöhungen vor, wobei sowohl Preissenkungen 
als auch Preiserhöhungen zum selben Stichtag (zu denselben Stichtagen) und im 
selben Umfang erfolgen. Die Preisanpassung knüpft an Umstände, auf welche die 
Fernwärmeunternehmen keinen Einfluss haben. Die Anpassung der Preise kann nach 
Maßgabe der vertraglichen Gestaltungsfreiheit der Fernwärmeunternehmen für alle 
oder jeden Preisbestandteil gesondert (etwa Grundpreis, Arbeitspreis und Messpreis) 
an einen jeweils vereinbarten Index bzw. einen vereinbarten Indexmix gebunden 
werden, wobei jeder Index vom Fernwärmeunternehmen unabhängig ist und von einer 
unabhängigen Stelle ermittelt und veröffentlicht wird. 

3. Die Unternehmen stellen den Kunden die Informationen über die Anpassung des 
Wärmepreises, den Zeitpunkt der Preisänderung, das Ausmaß der Preisänderung und 
die für die Preisänderung maßgeblichen Indexzahlen (z.B. im Zuge der 
Wärmeabrechnung oder im jeweiligen Preisblatt) zur Verfügung. 

4. Falls eine Preisanpassung voraussichtlich dazu führen wird, dass Kunden am Ende der 
Abrechnungsperiode einen Betrag werden zahlen müssen, der entweder viel geringer 
oder viel höher als die Summe der laufend bezahlten Teilbeträge ist, können die 
Unternehmen eine Anpassung der laufend bezahlten Teilbeträge im Sinne von Punkt 
4.11. vornehmen. Alternativ steht es den Fernwärmeunternehmen frei, ihren 
Endkunden, zu denen sie in direkter Vertragsbeziehung stehen, die Möglichkeit zu 
geben, aktiv von sich aus Anpassungen der Teilzahlungsbeträge vorzunehmen. 
Voraussetzung ist, dass die Unternehmen ein solches Anpassungsrecht mit ihren 
Endkunden explizit vereinbart haben.. 
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4.7. Informationen im Zusammenhang mit Konsumentenschutz 

 
Die Unternehmen verpflichten sich, ihren Kunden, die Verbraucher im Sinne des § 1 
Abs 1 Z 2 KSchG sind folgende Informationen in geeigneter Art und Weise zur Verfügung 
zu stellen: 

• Angaben zur Information der Endkunden über Wärme und Energiesparmöglichkeiten, 
darunter Internetadressen von Verbraucherschutzorganisationen, Energieagenturen 
oder ähnlichen Einrichtungen, bei denen Informationen über angebotene Maßnahmen 
zur Energieeffizienzverbesserung, Endnutzer-Vergleichsprofile und objektive 
technische Spezifikationen für energiebetriebene Geräte eingeholt werden können; 

• Informationen über mögliche Beschwerdeverfahren, Dienste von Bürgerbeauftragten 
und alternative Streitbeilegungsverfahren sowie Institutionen für solche Verfahren, die 
den Endkunden österreichweit und im jeweiligen Bundesland zur Verfügung stehen; 

 

4.8. Verbrauchsmessung 
 
Die Unternehmen verpflichten sich, marktübliche und dem Stand der Technik 
entsprechende Messeinrichtungen zur Ermittlung des Kundenverbrauchs zu verwenden. 

 
Die Unternehmen verpflichten sich, die Kunden zeitnahe über den Verbrauch zu informieren 
bzw. die dafür notwendigen technischen Möglichkeiten zu schaffen; eine Möglichkeit ist die 
Information über eine Website der Unternehmen, welche den Endkunden die Abfrage 
ermöglicht. Die Fernauslesbarkeit der Verbrauchserfassungsgeräte ist nach Maßgabe des 
§ 55 EEffG bis 1.1.2027 herzustellen, sofern dies kosteneffizient machbar und technisch 
durchführbar ist. Die Fernwärmeunternehmen bemühen sich – sofern ihnen die gesetzliche 
Verpflichtung zur Herstellung der Fernauslesbarkeit der Verbrauchserfassungsgeräte selbst 
obliegt – die gesetzlichen Fristen und Termine nach Maßgabe der technischen, 
wirtschaftlichen und organisatorischen Gegebenheiten einzuhalten. Die Selbstbindung der 
Fernwärmeunternehmen zur Bereitstellung der Auslesewerte an die Kunden beginnt 
frühestens ab diesem Datum, keinesfalls jedoch vor Setzung aller notwendigen Schritte 
durch den Kunden oder das Fernwärmeunternehmen, die zur Herstellung der Auslesbarkeit 
erforderlich sind (zB Registrierung auf der Kundenplattform des 
Fernwärmeunternehmens). 

 
Die Unternehmen veranlassen die Prüfung oder ermöglichen den Endkunden die 
Überprüfung der Messeinrichtungen durch akkreditierte Prüfstellen. 

 
Die an die Endkunden zum Verbrauch in deren Nutzungsobjekten bezogene Wärmemenge 
wird grundsätzlich gemessen bzw. deren Verbrauch ermittelt, falls dies technisch möglich 
und wirtschaftlich sinnvoll ist; dafür relevante Gesetze sind das HeizKG und das 
Energieeffizienzgesetz. Hierbei ist folgende Praxis vorgesehen: 

 
• Zur Ermittlung des Wärmeverbrauchs einzelner Nutzungsobjekte werden verschiedene 

Methoden angewendet, insbesondere die Messung mit Wärmezählern oder eine 
Verbrauchsermittlung mittels Heizkostenverteilern. 

• Die Messung des Verbrauchs erfolgt mittels der Technik entsprechenden 
Wärmemengenzählern und bei zentraler Warmwasserbereitung allenfalls ergänzt mit 
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einem Warmwasserzähler. Insbesondere in Gebäuden, die neu mit einer zentralen 
Heizung ausgerüstet werden, ist die Ausstattung mit Messgeräten vorzusehen. Den 
Endkunden wird grundsätzlich die Möglichkeit zur Überprüfung der Messeinrichtungen 
eingeräumt. 

• Insbesondere in Bestandsgebäuden ist die Aufteilung der Heizwärmekosten mit 
Heizkostenverteilern üblich. Diese Heizkostenverteiler funktionieren nach dem 
Verdunstungsprinzip oder elektronisch, und dienen der Aufteilung Heizwärmekosten 
des Gebäudes auf einzelne Nutzungseinheiten. Ergänzend werden, wenn technisch 
möglich, für die Aufteilung von Warmwasserkosten Warmwasserzähler eingesetzt. 

• Liegt eine Aufteilungsrechnung gemäß Heizkosten-Abrechnungs-Gesetz vor, werden 
die Energiekosten und sonstigen Kosten des Betriebes für Heizung und Warmwasser 
auf die Einheiten je Nutzungseinheit aufgeteilt und bilden die Basis für die Verrechnung 
der Verbrauchskosten. 

• Sofern fernablesbare Zähler oder fernauslesbare Heizkostenverteiler installiert sind, 
werden den Endkunden innerhalb der Heizperiode die Verbrauchsinformationen auf 
Grundlage des tatsächlichen Verbrauchs oder der Ablesewerte von 
Heizkostenverteilern bereitgestellt. Diese Informationen werden üblicherweise über das 
Internet zur Verfügung gestellt. 

 
4.9. Rechnung und Kundeninformation zur Abrechnung 

 
Die Fernwärmeunternehmen stellen ihren Kunden nachvollziehbare Abrechnungen der 
vereinbarten Entgelte mit allen gesetzlich vorgeschriebenen Informationen zur Verfügung. 
Soweit diese Verpflichtungen nicht ohnedies gesetzlich vorgeschrieben sind, etwa durch 
das HeizKG, verpflichten sich die Unternehmen – sofern dem keine zwingenden 
gesetzlichen Vorgaben entgegenstehen – zu folgenden Mindeststandards: 

 
• Da die Endkunden – sofern das Fernwärmeunternehmen mit ihnen eine 

Direktverrechnung vornimmt – nachvollziehen können sollen, welchen Gesamtpreis sie 
bezahlen müssen, und wie sich dieser zusammensetzt, werden die Unternehmen, die 
Abrechnungen transparent gestalten. Demgemäß soll die Rechnung (im Fall der 
Direktverrechnung) den Endkunden die Prüfung der in Rechnung gestellten Entgelte 
ermöglichen. Die Endkunden sollen wissen, welches das verrechnete Entgelt für die 
nach der Entgeltvereinbarung korrespondierende Leistung (etwa Grundpreis und 
Arbeitspreis) ist, sodass die Endkunden anhand der in der Rechnung ausgewiesenen 
Entgelte überprüfen können, ob die verrechneten Entgelte der abgeschlossenen 
Entgeltvereinbarung entsprechen. 

• Endkunden erhalten einmal pro Jahr die Abrechnung (Rechnung) auf Grundlage des 
tatsächlichen Verbrauchs unter Berücksichtigung einer etwaigen Heizkostenverteilung 
bzw. einer Direktverrechnung für den in der Rechnung angegebenen Zeitraum. 

• Endkunden werden im Zuge der Abrechnung die notwendigen Informationen zu ihrem 
tatsächlichen Verbrauch (Menge an gelieferter Wärme) zur Verfügung gestellt. 

• Die auf die Entgelte entfallenden Steuern und Abgaben werden getrennt ausgewiesen 
und mit dem auf sie entfallenden Betrag angegeben. 

• Die zulässige rechnerische Ermittlung bzw. Hochrechnung der (erfassten) Verbräuche 
erfolgt dann, wenn ein gemessener Verbrauch unplausibel ist, ein Zähler defekt ist, 
eine Ablesung aus vom Unternehmen nicht zu vertretenden objektiven Gründen nicht 
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möglich ist (etwa während einer Pandemie) oder wenn ein Ableseversuch aus einem 
Grund, der dem Verantwortungsbereich der Kunden zuzuordnen ist, erfolglos blieb und 
eine entsprechende vertragliche Vereinbarung das Fernwärmeunternehmen dazu 
ermächtigt. Soweit Abrechnungen nicht auf dem tatsächlich abgelesenen Verbrauch in 
den Nutzungsobjekten beruhen, erklärt der Abgeber auf klare und nachvollziehbare Art, 
wie der in der Abrechnung ausgewiesene Betrag berechnet wurde. 

• In den Rechnungen wird der Abrechnungszeitraum (Beginn und Ende der 
Abrechnungsperiode) klar angeben. 

• Die Abrechnung soll alle sonstigen vereinbarten Entgelte wie Anschlusskosten (auch 
mittels separater Rechnung) und Kosten für unterjährige Verbrauchsinformationen 
gesondert angeben und betragsmäßig sowie unter Angabe ihrer Bezeichnung 
ausweisen. Falls ein Entgelt nach Einheiten berechnet wird, sollen die verrechneten 
Einheiten, der Preis pro Einheit und das verrechnete Entgelt als Ergebnis der 
Multiplikation von Einheiten und Preis angegeben werden. 

• Die Unternehmen werden die verbrauchten Wärmemengen ersichtlich machen; damit 
soll für die Kunden insbesondere eine bessere Vergleichbarkeit zwischen einzelnen 
Nutzungsobjekten verschiedener wirtschaftlicher Einheiten in anonymisierter oder 
pseudonymisierter Form ermöglicht werden. 

• Die Unternehmen stellen im Fall der Direktverrechnung in den Rechnungen das 
Verbrauchsverhalten des Endkunden für diesen anschaulich dar. 

• Die Unternehmen verpflichten sich, Informationen über den eingesetzten 
Brennstoffmix (also die Energieträger für die Erzeugung der Wärme) und die damit 
verbundenen jährlichen Mengen an Treibhausgasemissionen bei Lieferungen aus 
Fernwärmesystemen mit einer thermischen Gesamtnennleistung über 20 MW pro 
einzelner Versorgungsanlage darzustellen, sofern das Unternehmen Fernwärme- oder 
Fernkälteanlagen mit mehr als 250 Kunden oder 3 GWh Wärmeabsatz pro Jahr je 
zusammenhängendem Fernwärme- oder Fernkältenetz betreibt. 

• Die Unternehmen verpflichten sich, den Anteil erneuerbarer Energie in Form einer 
Aufschlüsselung auf oder als Anhang zur Jahresabrechnung darzustellen und den 
Abnehmern zur Verfügung zu stellen; die Aufschlüsselung wird zumindest in Form einer 
prozentmäßigen Aufschlüsselung der Primärenergieträger in erneuerbare Energie, 
Abwärme und fossile Energie oder sonstige Energieträger erfolgen. Eine solche 
Aufschlüsselung über die Art der von den Unternehmen in Heizwerken und KWK- 
Anlagen eingesetzten Brennstoffe sowie den Anteil der in das Netz eingespeisten 
Abwärme werden die Unternehmen auch auf ihrer Internetseite veröffentlichen. Diese 
Verpflichtung gilt nur für Betreiber von Fernwärme- oder Fernkälteanlagen mit mehr 
als 250 Kunden oder 3 GWh Wärmeabsatz pro Jahr je zusammenhängendem 
Fernwärme- oder Fernkältenetz. 

• In den Abrechnungen werden darüber hinaus grundsätzlich folgende Informationen zur 
Verfügung gestellt: 

o Die Nutzfläche des mit Wärme versorgten Nutzungsobjekts, sofern diese für die 
Abrechnung relevant ist 

o Informationen zur Art der Verbrauchsermittlung und die Verbräuche, falls die 
Ermittlung des Verbrauchs mittels Zähler erfolgt 

o Angaben gemäß § 14 Unternehmensgesetzbuch („UGB“) 

o Angaben gemäß § 11 Umsatzsteuergesetz („UStG“) inklusive UID-Nummer 
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• Die Abrechnung und alle Informationen zur Abrechnung können den Endkunden im 
Sinne des Umweltschutzes auf elektronischem Weg zur Verfügung gestellt werden; sie 
werden auf Wunsch der Endkunden diesen aber auch in Papierform zur Verfügung 
gestellt. 

 
4.10. Mahnung und Unterbrechung der Wärmelieferung bei Zahlungsverzug 

 
Die Unternehmen verpflichten sich, im Falle eines Zahlungsverzugs 

 
• die Endkunden vor rechtlichen Schritten zumindest zwei Mal zu mahnen, und in den 

Mahnungen jeweils eine zumindest zweiwöchige Nachfrist zu setzen, 

• in zumindest einer der beiden Mahnungen oder in einem gesonderten Schreiben die 
Endkunden ausdrücklich auf die Möglichkeit rechtlicher Schritte und auf eine mögliche 
Abschaltung der Fernwärmeversorgung als Folgen des Zahlungsverzugs hinzuweisen, 
falls die Endkunden den fälligen Betrag auch innerhalb der gesetzten Nachfrist nicht 
bezahlen, 

• die Abschaltung anzukündigen, falls die gemahnte Zahlung nicht erfolgt, wobei diese 
Ankündigung auch in der zweiten Mahnung enthalten sein kann, falls die Abschaltung 
nach Ablauf der darin gesetzten Nachfrist erfolgt, 

• in zumindest einer der beiden Mahnungen oder in einem gesonderten Schreiben darauf 
hinzuweisen, dass die Endkunden zur Bezahlung von Verzugszinsen in der vereinbarten 
oder, mangels Vereinbarung, in der gesetzlichen Höhe, und im Falle einer Klage zum 
Ersatz der Prozesskosten verpflichtet sind, 

• in zumindest einer Mahnung oder in einem gesonderten Schreiben auf die Kosten einer 
durch den Zahlungsverzug verursachten Abschaltung hinzuweisen, und die Höhe 
dieser Kosten anzugeben, falls solche Kosten anfallen bzw. mit den Endkunden 
vereinbart sind, 

• die Ankündigung der Abschaltung (in der Mahnung oder den gesonderten Brief mit der 
Ankündigung) mittels eingeschriebenen Briefs vorzunehmen, und in diese 
Ankündigung die Informationen zu einer unternehmensinternen Stelle, an welche sich 
Endkunden bei Zahlungsschwierigkeiten wenden können, anzugeben. 

Es bleibt den Unternehmen überlassen, ob sie Verzugszinsen, Mahnkosten und Kosten für 
die Abschaltung sowie für die Wiederinbetriebnahme mit ihren Kunden vereinbaren bzw. 
verrechnen. Die Unternehmen werden Mahnkosten nur bei verschuldetem Zahlungsverzug 
der Endkunden verrechnen; die Höhe der Mahnspesen wird den notwendigen Kosten 
zweckentsprechender Betreibungs- und Einbringungsmaßnahmen entsprechen und mit der 
Höhe der betriebenen Forderung in einem angemessenen Verhältnis stehen. Die Höhe der 
Kosten für die Abschaltung und für die Wiederinbetriebnahme sollen sich am typischen 
durchschnittlichen Aufwand für die Abschaltung orientieren, ohne diesem aber entsprechen 
zu müssen. 

 
Die Unternehmen werden ihren Kunden allfällige Mahngebühren und Mahnfristen bei 
Vertragsabschluss bekanntgeben, soweit diese nicht ohnehin Inhalt des 
Wärmeliefervertrags sind. 

 
Die Unternehmen sind grundsätzlich bereit, mit ihren Kunden, die Verbraucher im Sinne 
des Konsumentenschutzgesetzes sind, eine Vereinbarung über die Zahlung des Rückstands 
(an laufenden Zahlungen oder Nachzahlungen aus der Jahresabrechnung) und der laufend 
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fällig werdenden Beträge zu schließen, um die Abschaltung der Wärmeversorgung zu 
vermeiden, falls eine realistische Chance besteht, dass die Endkunden ihre vereinbarten 
Zahlungsverpflichtungen (laufende Beträge und Begleichung des Rückstands) erfüllen 
können und werden. 

 
Die Unternehmen werden bei Kunden, die Verbraucher im Sinne des § 1 Abs 1 Z 2 KSchG 
sind, die Fernwärmeversorgung während der Heizperiode (von Oktober bis April) nicht am 
letzten Arbeitstag vor einem Wochenende oder vor einem gesetzlichen Feiertag abschalten. 

 
Die Unternehmen verzichten während der Weihnachtsfeiertage freiwillig auf die 
Abschaltung der Fernwärmeversorgung. 

 
4.11. Anpassung der laufenden Zahlungen und Nachzahlungen 

 
Falls während der laufenden Abrechnungsperiode vorhersehbar ist, dass Endkunden am 
Ende der Abrechnungsperiode einen Betrag werden zahlen müssen, der viel höher als die 
Summe der laufend bezahlten Teilbeträge ist, weil erhebliche, bei der Ermittlung der 
Teilbeträge nicht berücksichtigte Änderungen eingetreten sind, können die Unternehmen 
die von den Endkunden laufend bezahlten Teilbeträge so erhöhen, dass ihre Summe dem 
voraussichtlichen Betrag der Abrechnungsperiode (der Jahresabrechnung) möglichst 
nahekommt. Mit dieser Anpassung sollen die Endkunden vor einem hohen 
Nachzahlungsbetrag geschützt werden. Alternativ steht es den Fernwärmeunternehmen 
frei, ihren Kunden die Möglichkeit zu geben, aktiv von sich aus Anpassungen der 
Teilzahlungsbeträge vorzunehmen. Voraussetzung ist, dass die Unternehmen ein solches 
Anpassungsrecht mit ihren Endkunden explizit vereinbart haben. Bei kleineren 
Nachzahlungen/Gutschriften ist eine Anpassung der Teilzahlungsbeträge grundsätzlich 
nicht vorzunehmen. 

 
Die Regelung im vorstehenden Absatz gilt sinngemäß auch für eine Reduktion der laufend 
bezahlten Teilbeträge, falls vorhersehbar ist, dass Endkunden am Ende der 
Abrechnungsperiode einen Betrag werden zahlen müssen, der viel niedriger als die Summe 
der laufend bezahlten Teilbeträge ist, weil erhebliche Änderungen wie eine substanzielle 
Reduktion der vereinbarten Preise eingetreten sind. 

 
Falls die Jahresabrechnung zu einer Nachzahlung der Endkunden führt, werden die 
Unternehmen den Endkunden die Zahlung des Nachzahlungsbetrags über einen Zeitraum 
von höchstens 18 Monaten ermöglichen, falls dadurch die Einbringlichkeit ihrer Forderungen 
gegenüber den Endkunden (laufende Teilbeträge und Nachzahlungsbetrag) nicht gefährdet 
ist. Es bleibt den Unternehmen überlassen, ob sie ihren Endkunden Verzugszinsen für die 
verspätete Zahlung in Raten verrechnen. 

 
4.12. Kündigung Wärmeliefervertrag 

 
Die Unternehmen sind nach Maßgabe der rechtlichen und wirtschaftlichen Möglichkeiten 
bestrebt, unabhängig von der Dauer der mit den Kunden vereinbarten, kürzeren 
Kündigungsfristen, die Kündigung eines Wärmeliefervertrags mindestens neun Monate vor 
dem Vertragsende auszusprechen (die Kündigung also zu einem Termin erklären, der 
mindestens neun Monate nach dem Zugang der Kündigung an den Endkunden liegt), falls 
sie den Wärmeliefervertrag ohne sachlichen Grund kündigen. Klargestellt wird, dass die 
Nichteinhaltung dieser neunmonatigen Frist, sofern die vertraglich vereinbarten (kürzeren) 
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Kündigungsfristen dennoch gewahrt sind, die Wirksamkeit der Kündigung nicht berühren. 
In allen anderen Fällen gilt die unverbindliche Empfehlung zur Einhaltung dieser wenigstens 
neunmonatigen Frist nicht; dies gilt insbesondere bei Vertragsverletzungen des 
Endkunden, bei Vorliegen sachlicher Gründe sowie bei Änderungskündigungen. Die 
Unternehmen können auch ihr Recht auf vorzeitige Auflösung des Wärmeliefervertrags bei 
Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen für einen wichtigen Grund vereinbaren bzw. 
dieses von Gesetzes wegen bestehende Recht unabhängig von einer Vereinbarung geltend 
machen. 

 
Für den Fall, dass Unternehmen mit Endkunden von § 15 Abs 1 KSchG abweichende 
Kündigungsfristen und Kündigungstermine vereinbaren, die zu einer nach den Umständen 
angemessenen längeren Bindungsdauer der Endkunden führen, werden die Unternehmen 
den Endkunden die konkreten Kosten in aufgeschlüsselter Form bekanntgeben, bzw. in den 
Vertrag entsprechende Regelungen aufnehmen. 

 
Tritt anstelle des bisherigen Kunden ein anderer Kunde in den Wärmeliefervertrag ein, bzw. 
schließt einen Wärmeliefervertrag ab, werden die Unternehmen dem Vertragswechsel auch 
ohne Einhaltung der Kündigungsfrist zustimmen, falls ununterbrochen ein 
Wärmeliefervertrag für das versorgte Objekt besteht, und es keine sachlichen Gründe 
gegen den Vertragsabschluss mit dem neuen Endkunden gibt. 

 
Die Unternehmen werden die Kündigung eines Wärmeliefervertrags nur in Schriftform 
aussprechen; dies auch dann, wenn die Schriftform nicht vereinbart sein sollte. 

 
4.13. Unterbrechung der Wärmelieferung 

 
Die Unternehmen verpflichten sich, Wärme im vereinbarten Umfang jederzeit an der 
Fernwärmeübergabestelle zur Verfügung zu stellen, soweit und solange sie nicht an der 
Erzeugung, dem Bezug oder der Fortleitung des Wärmeträgers durch höhere Gewalt oder 
sonstige Umstände, deren Beseitigung ihnen nicht möglich ist, gehindert sind. 

 
Die Unternehmen sind berechtigt, die Wärmelieferung in den folgenden Fällen zu 
unterbrechen: 
 

• Wegen Vornahme von Arbeiten, die zur Wartung, zur Erweiterung oder zum Betrieb 
des Fernwärmeversorgungsnetzes oder zur Behebung von Störungen notwendig 
sind, wenn deren Vornahme ohne Unterbrechung der Wärmelieferung nicht möglich 
ist. Die Vornahme dieser Arbeiten soll (außer bei Gefahr im Verzug) außerhalb der 
Heizperiode erfolgen. 

 
• Bei wiederholter oder schwerwiegender Vertragsverletzung durch den Kunden: 

 
o bei Zahlungsverzug des Endkunden unter den in Punkt 4.10. festgelegten 

Voraussetzungen; 
 

o wenn der Endkunde Wärme oder Wasser aus dem Fernwärmeversorgungsnetz 
absichtlich vertragswidrig entnimmt; 

 
o wenn der Endkunde Wärmeversorgungsleitungen oder -einrichtungen ohne 

Zustimmung vorsätzlich verändert oder im Eigentum des Unternehmens 
stehende Einrichtungen schuldhaft beschädigt; 
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o wenn der Endkunde trotz wiederholter schriftlicher Aufforderung zwei 
aufeinanderfolgende Heizperioden den Zutritt und damit die Ablesung 
verweigert, sodass eine seinem tatsächlichen Verbrauch entsprechende 
Abrechnung nicht möglich ist; 

 
o wenn der Endkunde Mängel an heizungstechnischen Einrichtungen im 

Nutzungsobjekt, die in seinen Verantwortungsbereich fallen, trotz schriftlicher 
Aufforderung innerhalb angemessener Frist nicht behebt und diese Mängel die 
Versorgung anderer Nutzungsobjekte mit Wärme gefährden oder 
beeinträchtigen. 

 
Die Unternehmen verpflichten sich, jede Unterbrechung der Wärmelieferung in 
angemessener Zeit zu beheben, soweit dies unter Berücksichtigung der zur Verfügung 
stehenden Mitarbeiter, der technischen Ausrüstung und der Ersatzteile möglich ist. 

 
Die Unternehmen verpflichten sich, ihre Endkunden bei einer nicht nur für kurze Dauer 
beabsichtigten Unterbrechung der Versorgung rechtzeitig vorher in geeigneter Weise zu 
unterrichten. Die Pflicht zur Benachrichtigung entfällt, wenn die Unterrichtung 

 
• nach den Umständen nicht rechtzeitig möglich ist, oder 

• die Beseitigung von bereits eingetretenen Unterbrechungen verzögern würde. 

 
4.14. Datenschutz 

 
Datenschutz beschreibt den Schutz vor der missbräuchlichen Verarbeitung 
personenbezogener Daten sowie den Schutz des Rechts auf informationelle 
Selbstbestimmung. Der Schutz der Daten ihrer (End-)Kunden ist den 
Fernwärmeunternehmen ein besonderes Anliegen. 

Die Unternehmen verpflichten sich, mit den personenbezogenen Daten ihrer (End-)Kunden 
sorgsam und gewissenhaft umzugehen und diese durch geeignete Maßnahmen, 
insbesondere durch datensicherheitstechnische Maßnahmen und Prozesse zur 
Datenverwendung, vor Missbrauch zu schützen. 

Die Unternehmen verpflichten sich, bei der Erhebung und der Verwendung von Daten ihrer 
(End-)Kunden alle datenschutzrechtlichen Bestimmungen einzuhalten. 

Die Unternehmen verpflichten sich, nur mit solchen Dienstleistern zusammenzuarbeiten, 
welche die gesetzlichen Vorgaben an Datenschutz und Datensicherheit erfüllen, und dies 
durch entsprechende Vereinbarungen mit den Dienstleistern sicherzustellen. 

 
4.15. Akzeptanz des Kodex 

 
Jeder Abgeber oder jedes Fernwärmeunternehmen kann freiwillig diesen Kodex 
unterschreiben und damit erklären, die in diesem Punkt 4 enthaltenen Vorgaben für sein 
Verhältnis zu seinen Endkunden und für seine Geschäftstätigkeit zu akzeptieren. Er wird 
den Fachverband der Gas- und Wärmeversorgungsunternehmungen als gesetzliche 
Interessenvertretung der Fernwärmebranche und Herausgeber des Kodex über seine 
Unterfertigung informieren und kann diesen Umstand kommunizieren. Endkunden sowie 
jeder sonstige Dritte können aus einer Akzeptanz dieses Kodex aber keine Ansprüche 
gegenüber dem Abgeber ableiten. Jeder Abgeber oder jedes Fernwärmeunternehmen kann 
auch jederzeit – ohne Angabe von Gründen - erklären, dass er seine Bindung an diesen Kodex 
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beendet bzw. von dem Kodex austritt; er wird darüber auch den Fachverband der Gas- und 
Wärmeversorgungsunternehmungen über den Austritt informieren und kann diesen 
Umstand kommunizieren. 
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